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SITZUNGSNIEDERSCHRIFT 

Sitzung Öffentliche Sitzung im Sitzungssaal des Rathauses 

Beschlussorgan Hauptausschuss 
Sitzungstag 12.05.2015 

Beginn 16:00 Uhr 
Ende 16:45 Uhr 

I. Ladung der Mitglieder des Beschlussorgans 

Der erste Bürgermeister eröffnete die Sitzung und stellte fest, dass zu der heutigen Sit-
zung des Hauptausschusses alle 10 Mitglieder ordnungsgemäß geladen wurden. Ein-
wände dagegen wurden nicht vorgetragen. Es waren zur Sitzung erschienen: 

Erster Bürgermeister Klaus Ritter 
und die Stadtratsmitglieder: 

Danner Johannes 
Dr. Elsen Michael 
Gerer Christian 
Kneffel Hans 
Schroll Reinhold 
Stoib Christian 
Unterstein Konrad (Vertr. f. Bauregger Matthias) 
Zembsch Helga (Vertr. f. Gineiger Margarete) 
Ziegler Ernst (ab 16:05 Uhr) 

Nicht erschienen war(en): Grund (un)entschuldigt: 
Bauregger Matthias dienstl. Verhinderung 
Biermaier Ernst unentschuldigt 
Gineiger Margarete anderw. Verhinderung 

II. Beschlussfähigkeit des Beschlussorgans 

Der erste Bürgermeister stellte die Beschlussfähigkeit des Hauptausschusses fest und 
erkundigte sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung; es wurden keine Einwände 
vorgetragen. 
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III. Tagesordnung 

1. Beschließende Angelegenheiten 

1.1 Vergabe des Lieferauftrags für einen Kommandowagen der FF Traunreut 

1.2 Antrag von Herrn Stadtrat Gerer: „Abbau der Weihnachtsmarkt-Hütten am 
Rathausplatz noch vor Weihnachten“; 
zuletzt im Hauptausschuss am 19.03.2015 – Bericht zum Sachstand 

2. Vorberatende Angelegenheiten 

2.1 Fortschreibung der Konzeption für das städtische Jugendzentrum Traunreut 
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IV. Beschlüsse und Beschlussempfehlungen 

1. Beschließende Angelegenheiten 

1.1 Vergabe des Lieferauftrags für einen Kommandowagen der FF Traun-
reut 

Der Hauptausschuss hat in seiner Sitzung vom 16.10.2014 die Ersatzbeschaf-
fung eines Kommandofahrzeugs für die Feuerwehr Traunreut im Haushaltsjahr 
2015 zum Preis von 50.000,-- € genehmigt. Entsprechende Haushaltsmittel ste-
hen unter der Haushaltsstelle 1300.9350 bereit. Zudem gibt es einen Bestätigung 
des Feuerwehrvereins Traunreut, dass dieser evtl. Mehrkosten des Kommando-
wagens bis zur Höhe von 15.000,-- € übernehmen würde. 
Auf dieser Basis wurde seitens der Stadtverwaltung und des städtischen Rech-
nungsprüfungsamtes mit dem 1. Kommandanten der FF Traunreut eine Aus-
schreibung erstellt und eine Beschränkte Ausschreibung für ein entsprechendes 
Fahrzeug durchgeführt. 
Von den 6 Bietern, die zur Angebotsabgabe aufgefordert worden sind, haben 
schließlich 2 Bieter fristgerecht bis zum 05.05.2015 ein Angebot abgegeben. 
Unter Einschluss diverser abgefragter Optionen, die seitens der Feuerwehr 
Traunreut noch gewünscht werden, hat die Firma Compoint Fahrzeugbau oHG, 
91301 Forchheim, auf Basis eines VW T 6 das wirtschaftlichste Angebot zum 
Bruttoangebotspreis von 60.773,30 € abgegeben. 
Der Mitbieter hat für die gleichen Leistungen einen Bruttoangebotspreis von 
63.784,40 €. 

Beschlussvorschlag: 
Die Firma Compoint Fahrzeugbau oHG, 91301 Forchheim, erhält den Auftrag für 
die Lieferung und den Ausbau für einen Kommandowagen für die Feuerwehr 
Traunreut zum Bruttoangebotspreis von 60.773,30 €. Grundlage ist das Angebot 
der Fa. Compoint vom 24.04.2015. 
Die über 50.000,-- € hinausgehenden Beschaffungskosten übernimmt der Feu-
erwehrverein Traunreut. 

für 

9 
gegen 

0 Beschluss: 

Die Firma Compoint Fahrzeugbau oHG, 91301 Forchheim, erhält den Auftrag für 
die Lieferung und den Ausbau für einen Kommandowagen für die Feuerwehr 
Traunreut zum Bruttoangebotspreis von 60.773,30 €. Grundlage ist das Angebot 
der Fa. Compoint vom 24.04.2015. 
Die über 50.000,-- € hinausgehenden Beschaffungskosten übernimmt der Feu-
erwehrverein Traunreut. 



Seite 133 

Sitzungsniederschrift 
Hauptausschuss 12.05.2015 

Stadtrat Ziegler erscheint um 16:05 Uhr zur Sitzung. 

1.2 Antrag von Herrn Stadtrat Gerer: „Abbau der Weihnachtsmarkt-
Hütten am Rathausplatz noch vor Weihnachten“; 
zuletzt im Hauptausschuss am 19.03.2015 – Bericht zum Sachstand 

Schreiben des Herrn Stadtrat Gerer vom 25.02.2015: 

„Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
als Referent für Stadtplanung, Stadtsanierung und Städtebauförderung stelle ich 
folgenden Antrag: 

Die Hütten, die für den jährlich stattfindenden Weihnachtsmarkt am Rathausplatz 
benötigt werden, werden vom städtischen Bauhof Mitte November aufgestellt und 
Mitte Januar des Folgejahres abgebaut. Dieser Abbautermin ist zu spät. 

Der Abbau der Weihnachtshütten soll künftig unmittelbar nach deren Nutzung er-
folgen. 

Begründung: 
Die Weihnachtshütten sind in den letzten Jahren erst Mitte Januar abgebaut 
worden und somit ca. 9 Wochen am Rathausplatz gestanden. Der Rathausplatz 
kann in dieser Zeit nicht genutzt werden, es stehen auch weniger Parkplätze zur 
Verfügung. 

Benötigt werden die Hütten jedoch nur für maximal 4 Wochen. 

Für die Zeit, in der der Weihnachtsmarkt nicht mehr besteht bzw. die Hütten nicht 
genutzt werden, bieten diese einen sehr unattraktiven Anblick. Außerdem verde-
cken die Hütten den Blick auf die Geschäfte und Betriebe am Rathausplatz, was 
eine starke Beeinträchtigung dieser Firmen darstellt. Es ist nicht vertretbar und 
auch nicht zu begründen, dass die Firmen länger als nötig benachteiligt werden. 

Darüber hinaus kann die Stadt ihrer Verkehrssicherungspflicht nicht ausreichend 
nachkommen, da das Schneeräumen nicht oder nur erschwert möglich ist. Somit 
besteht Unfallgefahr für die zahlreichen Passanten, die den Platz überqueren. 

Auf Anfrage begründete die Bauhofleitung den späten Abbau der Hütten damit, 
dass die Mitarbeiter in Urlaub sind. 

Da der Bauhof den Abbau der Hütten in jeden Fall organisieren muss (und zwar 
zeitnah – bisher bis Mitte Januar), spricht meiner Ansicht nach nichts dagegen, 
den Hüttenabbau auf Dezember und den Urlaub auf Januar zu verlegen. 

Ich beantrage daher, dass die Hütten unmittelbar nach deren Nutzung durch den 
Bauhof abgebaut werden.“ 
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Der Hauptausschuss einigte sich ohne Abstimmung am 19.03.2015 darauf, 
zunächst in einem Gespräch mit allen Betroffenen eine Lösung zu suchen. 

Diese Besprechung fand am 29.04.2015 statt. 

Ergebnis: 
„Herr Bernhofer hat sich im Gespräch mit anderen Bauhofleitern, u. a. der Städte 
Traunstein und Altötting, kundig gemacht: 

Das Problem mit dem späten Abbau der Weihnachtshütten bestand in diesem 
Jahr auch in den anderen Gemeinden. Auf Grund der wenigen Werktage zwi-
schen Weihnachten und Heilige Drei Könige sowie der noch abzugeltenden Ur-
laubstage der Mitarbeiter war es nicht möglich, die Weihnachtshütten zeitnah ab-
zubauen. 

Traunstein benötigt für 11 Weihnachtshütten drei Tage, in Traunreut haben wir 
19 Hütten und entsprechend mehr Elektroinstallationen. 

Der Zeitrahmen zwischen dem letzten Weihnachtsmarkttag (in Traunreut: sozia-
ler Weihnachtsmarkt am 21.12.2014) und Heilig Abend betrug gerade mal zwei 
Tage, wovon ein Tag für das Ausräumen und Reinigen der Hütten berücksichtigt 
werden muss. 

Die Frage, ob man evtl. eine Fremdfirma mit dem Abbau beauftragen sollte, wur-
de abgelehnt, da der Umgang mit dem Material erfahrungsgemäß eher grob als 
pfleglich gehandhabt wird und so nur Mehrarbeit und Mehrkosten entstünden. 

In Altötting müssen die Weihnachtshütten gleich nach dem Weihnachtsmarkt 
vom Kapellplatz entfernt werden, deswegen hat die Stadt Altötting, lt. Auskünften 
von Herrn Bernhofer, ihre Hütten bewusst etwas kleiner angeschafft, damit sie 
mit einem Tieflader im Ganzen abtransportiert werden können. 

Herr Bernhofer hat mit seinen Mitarbeitern abgeklärt, ob diese Lösung auch 
in Traunreut durchführbar ist: 

Unsere Hütten haben verschiedene Maße, es können daher nur diejenigen Hüt-
ten mit dem Tieflader transportiert werden, die eine Breite von drei Metern nicht 
überschreiten. Der Zeitaufwand dafür beträgt drei Tage. 
Diese Lösung ist nur möglich, wenn mindestens drei Tage zwischen Weih-
nachtsmarktende und Heilig Abend liegen. Ansonsten kann nur ein Teilabbau er-
folgen. 

Einige wenige größere Hütten müssten später abgebaut werden. 

Die große „Bosna“-Hütte und eine Glühweinhütte könnten evtl. bis Januar weiter 
betrieben werden. 
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Fazit: 
 Wenn zeitlich möglich (mind. drei Werktage zwischen WM und Weihnach-
ten), werden die kleineren Hütten vor Heilig Abend mit dem Tieflader im 
Ganzen zum Bauhof transportiert und dort gelagert, um sie zu einem späte-
ren Zeitpunkt zu demontieren. 

 Wenn zeitlich nicht möglich (weniger als drei Werktage zwischen WM und 
Weihnachten), erfolgt nur ein Teilabbau vor Weihnachten, die restlichen Hüt-
ten werden nach Weihnachten (vor Neujahr) entfernt. 

 Es wird bereits beim Aufbau darauf geachtet, dass die verschieden großen 
Hütten so aufgebaut werden, dass nach einem Teilabbau keine unschönen 
Lücken entstehen und die ersten abgebauten Hütten die Sicht zu den anlie-
genden Geschäften wieder freigeben. 

 Die größeren Hütten werden im Januar abgebaut.“ 

Das Besprechungsergebnis wurde vom Hauptausschuss zustimmend zur 
Kenntnis genommen. 

2. Vorberatende Angelegenheiten 

2.1 Fortschreibung der Konzeption für das städtische Jugendzentrum 
Traunreut 

Die Aufgaben und die Grundsätze der Arbeit des Jugendzentrums sind bisher in 
einer vom Stadtrat am 27.05.1993 beschlossenen Konzeption beschrieben. 

Der JuZ-Leiter hat nun den Entwurf einer Fortschreibung der Konzeption vorge-
legt, mit der alle zwischenzeitlich eingetretenen Veränderungen Berücksichtigung 
finden. 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit wurde die Konzeption komplett neu gefasst. 

Die bisherige und die neue Fassung der JuZ-Konzeption standen im RatsInfo 
den Stadträten zur Verfügung. 

Für Fragen stand der JuZ-Leiter, Herr Stadler, zur Verfügung. 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Stadtrat erlässt eine neue „Konzeption für das städt. Jugendzentrum Traun-
reut“, die am 01.06.2015 in Kraft tritt. Gleichzeitig tritt die „Konzeption“ vom 
28.05.1993 außer Kraft. Der dieser Niederschrift anliegende Konzeptionsentwurf 
ist Bestandteil dieses Beschlusses. 

für 

10 
gegen 

0 Beschlussempfehlung: 

Der Stadtrat erlässt eine neue „Konzeption für das städt. Jugendzentrum Traun-
reut“, die am 01.06.2015 in Kraft tritt. Gleichzeitig tritt die „Konzeption“ vom 
28.05.1993 außer Kraft. Der dieser Niederschrift anliegende Konzeptionsentwurf 
ist Bestandteil dieses Beschlusses. 

STADT TRAUNREUT 

Vorsitzender Schriftführer 

Klaus Ritter Sepp Maier 
Erster Bürgermeister Geschäftsleitender Beamter 
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V. Anlagen zu den Tagesordnungspunkten 

Anlage zu Tagesordnungspunkt 2.1 (Seite 135) 

Konzeption für das städtische Jugendzentrum 

Traunreut 

1. Aufgaben der Jugendarbeit nach §11 SGB VIII 

1.1. Jugendarbeit als Leistung das SGB VIII 

Die Jugendarbeit ist eine elementare Leistung im Aufgabenrahmen des Kin-

der- und Jugendhilfegesetzes. Sie ist offen im Zugang, bedürfnisnah, lebens-

lagenorientiert, mitbestimmt, nicht standardisiert, vielfältig in ihren Leistun-

gen und Angeboten. Ziel der Jugendarbeit ist es, die Entwicklung aller jungen 

Menschen zu fördern. Dazu sind Leistungen der Jugendhilfe anzubieten, die 

an den Interessen der Jugendlichen anknüpfen, von ihnen mitbestimmt und 

mit gestaltet werden, sie zur Selbstbestimmung befähigen und zu gesell-

schaftlicher Mitverantwortung und zu sozialem Engagement anregen und hin-

führen. 

Die Leistungen der Jugendarbeit stehen allen Jugendlichen offen. Die Ju-

gendarbeit nach § 11 SGB VIII ist ein Angebot zur allgemeinen Förderung der 

Entwicklung von allen Kindern und Jugendlichen, das ausschließlich interes-

sensorientiert angeboten wird. Jugendarbeit ist grundsätzlich nicht darauf 

ausgerichtet, individuelle Beeinträchtigungen einzelner Jugendlicher im Sin-

ne von Jugendsozialarbeit (vgl. § 13 SGB VIII) zu beheben. Dabei ist in der 

Praxis jedoch zu berücksichtigen, dass fließende Übergänge 
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zwischen den Leistungen der Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit be-

stehen. 

Den Anspruch der Jugendarbeit weist das SGB VIII rechtlich gleichwertig zu 

den weiteren Leistungsbereichen der Jugendhilfe aus. Jugendarbeit ist, 

ebenso wie die anderen Leistungen des SGB VIII keine freiwillige Aufgabe, 

sondern eine verpflichtende Leistung der öffentlichen Träger. 

Aktivitäten, Einrichtungen und Angebote der Jugendarbeit orientieren sich 

am sozialräumlichen Bedarf. Die Jugendarbeit ist damit in erster Linie örtlich 

– auf die sozialräumlichen Verhältnisse – bezogen organisiert. Jugendarbeit 

arbeitet „Gemeinde-bezogen“, in größeren Städten „Stadtteil-bezogen“. §11 

SGB VIII spricht hier auch von „gemeinwesenorientierten Angeboten der Ju-

gendarbeit. Die Jugendarbeit nach § 11 SGB VIII arbeitet im gesamten Ge-

meindegebiet und ist nicht auf die Tätigkeit in einzelnen Einrichtungen kon-

zentriert. Dazu hat sich das Aufgabengebiet der Gemeinde – Jugendarbeit 

etabliert. 

1.2. Zuständigkeiten für Jugendarbeit 

1.2.1. Zuständigkeit der kreisangehörigen Städte und 

Gemeinden 

Die gemeindebezogene Bedeutung der Jugendarbeit wird durch Art. 30 AGSG 

Bayern unterstrichen. Zusätzlich zu den Bestimmungen der Bayerischen Ge-

meindeordnung (Art. 57, Abs. 1 GO) definiert der Art. 30 des Gesetzes zur 

Ausführung der Sozialgesetze (AGSG) die Verpflichtung der bayerischen Ge-

meinden zur Aufgabenerfüllung der Jugendarbeit. 

Die kreisangehörigen Gemeinden sollen damit im eigenen Wirkungskreis und 

in den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit dafür sorgen, dass in ihrem örtlichen 

Bereich die erforderlichen Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen der 

Jugendarbeit rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung stehen. 

Welche Infrastrukturen und Ressourcen der Jugendarbeit in den Gemeinden 

notwendig sind, definiert sich anhand des örtlichen Bedarfs, der durch die 

Bedarfsermittlung im Rahmen der Jugendhilfeplanung des Landkreises in en-

ger Zusammenarbeit und Abstimmung mit den Gemeinden ermittelt wird. 

(vgl. § 80 SGB VIII) 
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Grundsätzlich wird den Gemeinden durch Art. 30 AGSG ein hohes Maß an po-

litischer Verantwortung und Entscheidungskompetenz für die örtlichen – ge-

meindebezogenen - Angebote der Jugendarbeit zuerkannt. Damit wird ihre 

wichtige Rolle und Funktion in diesem Aufgabenfeld unterstrichen und ihnen 

eine solide rechtliche Grundlage für ihre Tätigkeit an die Hand gegeben. 

Anmerkung zu Art 30 AGSG 
Die „Soll-Vorschrift“ verpflichtet die Gemeinde grundsätzlich so zu verfahren, wie es im Gesetz bestimmt 
ist. Das „Soll“ ist als „Muss“ zu verstehen, wenn keine Umstände vorliegen, die den Einzelfall der Ent-
scheidung als atypisch erscheinen lassen. In den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit 
Ob die Grenzen der Leistungsfähigkeit erreicht sind, ist für den Einzelfall nachzuweisen. Grundsätzlich 
kann davon ausgegangen werden, dass die Grenzen der Leistungsfähigkeit noch nicht erreicht sind, so 
lange eine Gemeinde in der Lage ist, Förderungen im Bereich freiwilliger Leistungen zu erbringen. 

2. Grundsätze offener Jugendarbeit im Jugendzentrum 

Die Angebote im städtischen Jugendzentrum Traunreut (Juz) beruhen auf 

dem Grundsatz der freiwilligen Teilnahme und Offenheit für Kinder, Jugendli-

che und jungen Erwachsenen. 

Das Bedürfnis nach Geselligkeit mit Gleichaltrigen, nach Entspannung und 

Erholung, nach Zerstreuung und Abwechslung im Kontrast zu den Zwängen 

und Leistungsanforderungen des Alltags stehen im Vordergrund einer bedürf-

nis- und interessenorientierten (offenen) Jugendarbeit. 

Heranwachsende haben sich in ihrer jeweiligen Entwicklungsstufe mit spezi-

fischen Problemen auseinanderzusetzen. Offene Jugendarbeit lässt sie erfah-

ren, dass auch andere Jugendliche ähnliche Probleme, Interessen und Be-

dürfnisse haben und versucht, gemeinsame Lösungs- und Verwirklichungs-

möglichkeiten zu erarbeiten. 

Eine Zusammenarbeit mit Vereinen und Verbänden wird angestrebt. 
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3. Mitbestimmung im Juz 

Die Mitbestimmung der Jugendlichen ist zugleich Voraussetzung und Ziel der 

offenen Jugendarbeit. Es darf jedoch nicht übersehen werden, dass Anspruch 

und Wirklichkeit mitunter auseinanderklaffen. 

Das Mitbestimmungsmodell muss flexibel und praktikabel sein, wobei der 

Aspekt der Mitbestimmung Vorrang vor Effizienzgesichtspunkten haben 

muss. 

Die Mitbestimmungsstruktur soll verschiedene Formen der Beteiligung er-

möglichen, z.B. vom Thekendienst über die Vorbereitung von Veranstaltun-

gen bis hin zur eigenverantwortlichen Öffnung des Jugendzentrums in Abwe-

senheit der hauptamtlichen pädagogischen Mitarbeiter. 

Die Jugendlichen sollen die Erfahrung machen, durch ihr Engagement und die 

Übernahme von Verantwortung etwas bewirken zu können. 

Um das Mitbestimmungsmodell zu realisieren, ist es nötig, dass folgende 

Rechte von der Stadt Traunreut an das Jugendzentrum übergeben werden: 

- Das Hausrecht wird von den pädagogischen Fachkräften im Auftrag des 

Bürgermeisters ausgeübt. Zeitlich befristet und für bestimmte Veran-

staltungen kann es auch auf Praktikanten, Mitglieder der Basisgruppe 

oder aus zwingenden Gründen stundenweise an einen volljährigen Be-

sucher des Jugendzentrums übertragen werden 

- Die Leitung des Jugendzentrums obliegt den hauptamtlichen pädagogi-

schen Fachkräften in Zusammenarbeit mit der Basisgruppe. Das Mitbe-

stimmungsgremium für die Besucher ist die Vollversammlung 

- Die Programmauswahl ist alleinige Sache der hauptamtlichen pädago-

gischen Fachkräfte in Zusammenarbeit mit den Jugendlichen, wenn sie 

der Konzeption nicht widerspricht. 

- Die Vorbereitung des Haushaltplanes für das Jugendzentrum erfolgt 

durch die hauptamtlichen pädagogischen Fachkräfte nach Rückspra-

che mit dem Juz-Beirat. 

- Der Beirat ist die oberste Entscheidungsinstanz für Probleme, die nicht 

auf der Ebene des Jugendzentrums gelöst werden können und soweit 

es sich nicht um Entscheidungen handelt, die in die alleinige Zustän-

digkeit der Stadt fallen. 
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4. Programmstruktur 

4.1 Der „Offene Treff“ 

Der Offene Betrieb bietet jungen Menschen die Möglichkeit, sich mit Gleich-

altrigen zwanglos zu treffen, zu entspannen, zu spielen, Musik zu hören und 

ihre Freizeit sinnvoll zu gestalten. 

Neue Jugendliche lernen hier auf unverbindliche Weise das Haus, die Besu-

cher, die hauptamtlichen pädagogischen Mitarbeiter und die Angebote ken-

nen. 

4.2 Gruppenarbeit 

Im Rahmen der Gruppenarbeit haben die Jugendlichen die Möglichkeit, Be-

reiche des Hauses eigenständig zu organisieren und zu verwalten. Sie wer-

den hierbei von den hauptamtlichen Mitarbeitern unterstützt. 

4.3 Disco 

Die Disco hat einen hohen Stellenwert für Jugendliche. Dies gilt es zu erken-

nen und zu nutzen. Solange die Jugendlichen das Bedürfnis haben, Musik zu 

hören und zu tanzen, wird eine Disco viele Jugendliche ins Juz ziehen, die bei 

dieser Gelegenheit auf andere Angebote aufmerksam werden. 

4.4 Jugendkulturarbeit 

Angebote kultureller Art, sowie Möglichkeiten für junge Künstler etwas dar-

zubieten (Konzerte, Theater, Film, Ausstellungen….) 

4.5 Sportliche und andere Aktivitäten außerhalb des Jugendzentrums 

Unter Aktivitäten außerhalb des Hauses wird eine breite Palette an Unter-

nehmungen wie Ausflüge, Freizeiten, Konzertfahrten bis hin zu sportlichen 

Veranstaltungen verstanden. Hiermit bieten sich den Jugendlichen Bildungs-

und Erlebnismöglichkeiten, sowie Abwechslung vom Alltag. 

Jugendliche haben oft wenig Gelegenheit, sich auszutoben, ihre Fähigkeiten 

auszuprobieren und ihre Grenzen zu erleben. Durch sportliche Aktivitäten 

kann dieses Defizit zum Teil aufgefangen werden und ein positiver Umgang 

mit den eigenen körperlichen Fähigkeiten erlernt werden. 
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4.6 Medienarbeit 

Jugendliche wachsen in einer digitalen Lebenswelt auf. Mediennutzung aber 

muss gelernt werden. Natürlich spielt bei immer selbstständigerem Umgang 

der Jugendlichen mit den verschiedenen Medien, auch der Medienschutz ei-

ne Rolle. 

Auseinandersetzungen und Streit gehören zum Alltag, daher ist es wichtig 

eine „Streitkultur“ zu erlernen. Das Jugendzentrum Traunreut will in seiner 

pädagogischen Arbeit mit Jugendlichen Grundlagen und Anregungen schaf-

fen, was bei Konflikten und beim Handeln im Internet zu beachten ist. On-

linekonflikte, die Bandbreite von Konflikten ist aus ihrer Sicht sehr groß. Ent-

sprechend ist es erforderlich das komplette Spektrum an Onlinekonflikten zu 

thematisieren, um Jugendliche in Konfliktsituationen geeignet zu unterstüt-

zen. Es ist wichtig in den Lebensraum von Jugendlichen einzutauchen und 

mit einer offenen Herangehensweise die Einstellungen und Erfahrungen der 

jungen Menschen mit aufzunehmen. Zielgruppenspezifische Arbeit mit dem 

Social Web ist daher ein konzeptioneller Schwerpunkt, daraus resultiert eine 

pädagogische Arbeit mit Jugendlichen zum Thema Web 2.0. 

Aus der digitalisierten Lebenswelt und einem breitem Spektrum an Distribu-

tionswegen ist ein komplexes pädagogisches Problemfeld erwachsen, wel-

ches eine kontinuierliche medienpädagogische Arbeit mit Jugendlichen sinn-

voll und notwendig macht. Ziel ist es, im Rahmen einer alltagsorientierten 

Medienarbeit Kindern und Jugendlichen die Möglichkeiten der eigenen Hand-

lungskompetenz erfahrbar zu machen und sie zum selbstbestimmten und kri-

tischen Handeln zu befähigen. Das Jugendzentrum Traunreut bietet Jugend-

lichen die Möglichkeit, Struktur und Technik, mit denen sie sich mit Hilfe 

verschiedener Medien aktiv und kreativ auseinandersetzen können. Ziel der 

Medienbildungsangebote ist, dass Jugendliche die Medien selbstbestimmt 

und zielgerichtet nutzen können. Auf diese Weise können sie als jugendliche 

MedienproduzentenInnen ihre Vorstellungen, Erfahrungen, Probleme und 

Sichtweisen anderen mitteilen und ausdrücken. Das Jugendzentrum Traun-

reut will jugendeigene Öffentlichkeit schaffen und Präsentationsplattformen 

für die verschiedenen Jugendmedienproduktionen entwickeln oder sich an 

bestehenden beteiligen. 
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5. Hauptamtliche pädagogische Fachkräfte 

Im Jugendzentrum sind hauptamtliche pädagogische Fachkräfte beschäftigt. 

Diese sollten Sozialpädagogen sein oder eine gleichwertige Qualifikation 

aufweisen. Daneben sollen Praktikanten einschlägiger Fachrichtungen im 

Haus tätig sein. Das pädagogische Personal ist bei der Stadt Traunreut ange-

stellt. Ein ausgewogenes Verhältnis zwischen weiblichen und männlichen 

Fachkräften ist anzustreben. 

Den hauptamtlichen pädagogischen Fachkräften obliegt die Leitung des Ju-

gendzentrums. Sie werden dabei von der Basisgruppe unterstützt. 

Die hauptamtlichen pädagogischen Fachkräfte üben das Hausrecht im Na-

men des Bürgermeisters aus. Zeitlich befristet und für bestimmte Veranstal-

tungen können sie es auch auf Praktikanten, Mitglieder der Basisgruppe oder 

aus zwingengen Gründen stundenweise an einen volljährigen Besucher des 

Hauses übertragen. Näheres regelt die Hausordnung. 

Die hauptamtlichen pädagogischen Fachkräfte entscheiden vorläufig, der 

Beirat endgültig, über die Amtsenthebung eines Mitglieds der Basisgruppe. 

Die hauptamtlichen pädagogischen Fachkräfte sorgen für die Verwirklichung 

dieser Konzeption. Außerdem nehmen sie mit beratender Stimme an den 

Vollversammlungen und den Basisgruppensitzungen teil. Im Beirat haben die 

hauptamtlichen pädagogischen Fachkräfte je eine Stimme. 

Die hauptamtlichen pädagogischen Fachkräfte haben in der Basisgruppensit-

zung vorläufiges Vetorecht. 2/3 der Teilnehmer können eine endgültige Ent-

scheidung darüber vom Beirat verlangen. 

Die komplexe Aufgabenstellung, die Arbeit in Konfliktfeldern und die schwie-

rige Strukturierbarkeit des Arbeitsfeldes erfordern ständige fachliche Beglei-

tung und Praxisberatung. Regelmäßige Fortbildung und Supervision gehören 

zum integrierten Bestandteil des Tätigkeitsfeldes. 

Die hauptamtlichen pädagogischen Fachkräfte gestalten zusammen mit der 

Basisgruppe mindestens einmal jährlich ein mehrtägiges Seminar. Das Semi-

nar findet innerhalb von acht Wochen nach der Basisgruppenwahl statt. 
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6. Organe des Jugendzentrums 

6.1. Die Vollversammlung 

Die Vollversammlung ist die Zusammenkunft der Jugendzentrumsbesucher. 

Stimmberechtigt sind alle Besucher. Die Vollversammlung gibt allen Besu-

chern die Möglichkeit der Mitbestimmung und Mitarbeit im Jugendzentrum. 

Eine ordentliche Vollversammlung findet 1x pro Jahr statt. Sie wird von den 

hauptamtlichen pädagogischen Fachkräften und / oder der Basisgruppe ein-

berufen und eine Woche vorher am schwarzen Brett sowie in der Tageszei-

tung bekanntgegeben. 

Außerordentliche Vollversammlungen werden von den hauptamtlichen päda-

gogischen Fachkräften und / oder der Basisgruppe einberufen, wenn es das 

Interesse des Jugendzentrums verlangt, oder wenn mindestens 20 stimmbe-

rechtigte Jugendzentrumsbesucher die Einberufung verlangen. Sie wird am 

schwarzen Brett bekanntgegeben. Soweit möglich soll dies eine Woche vor-

her geschehen. 

Die Vollversammlung hat insbesondere die Aufgabe 6 Mitglieder in die Basis-

gruppe zu wählen. 

Die Vollversammlung hat insbesondere die Rechte: 

- An der Programmgestaltung mitzuarbeiten 

- Vorschläge zur Aufstellung des Haushaltsplanes des Jugendzentrums 

zu machen 

- Informationen über den Haushaltsplan der Stadt, soweit sie das Ju-

gendzentrum betreffen, zu fordern. 

- Tätigkeitsberichte von der Basisgruppe und den hauptamtlichen päda-

gogischen Fachkräften zu fordern 

Die Vollversammlung entscheidet mit absoluter Stimmenmehrheit. 

6.2. Arbeitskreise 

In einzelnen Bereichen des Jugendzentrums können die verschiedenen Auf-

gaben von Gruppen selbständig übernommen werden. Diese Arbeitskreise 

sollen aus dem Kreis der Besucher des Jugendzentrums gebildet werden. 
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Jeder Arbeitskreis hat das Recht, einen stimmberechtigten Delegierten zu 

den Basisgruppensitzungen zu entsenden, wenn der Arbeitskreis aus mindes-

tens fünf Mitgliedern besteht. Der/die Vertreter haben bei Abstimmungen 

über Hausverbote beratende Stimme, in allen anderen Angelegenheiten 

Stimmrecht. Sie können von den Sitzungen ausgeschlossen werden, wenn es 

um die Belange eines Basisgruppenmitglieds geht. 

Ein ausgewogenes Verhältnis von weiblichen und männlichen Mitgliedern in 

den Arbeitskreisen ist anzustreben. 

6.3. Die Basisgruppe 

Die hauptamtlichen pädagogischen Fachkräfte sorgen zusammen mit der Ba-

sisgruppe für den ordnungsgemäßen Betrieb des Jugendzentrums und dessen 

Veranstaltungen. 

Die Basisgruppe besteht aus 6 gleichberechtigten, von der Vollversammlung 

gewählten Personen. Das Mindestalter beträgt 15 Jahre. Über Ausnahmen 

zur Kandidatur entscheiden vorerst die hauptamtlichen pädagogischen Fach-

kräfte und endgültig der Beirat. 

Die Mitglieder der Basisgruppe haben das Recht, Hausverbot bis zur nächs-

ten Basisgruppensitzung auszusprechen. Mitglieder der Basisgruppe können 

anderen Mitgliedern der Basisgruppe nur zur Wahrung des Hausrechts Haus-

verbot erteilen. 

Haben Mitglieder der Basisgruppe oder eine der hauptamtlichen pädagogi-

schen Fachkräfte Hausverbot erteilt, können der/die Betroffene verlangen, 

dass die Basisgruppensitzung innerhalb einer Woche stattfindet. 

Scheidet ein Mitglied aus der Basisgruppe aus, so rückt die Person mit der 

nächsthöheren Stimmzahl nach. 

Ein ausgewogenes Verhältnis zwischen weiblichen und männlichen Mitglie-

dern in der Basisgruppe ist anzustreben. 

6.3.1. Die Basisgruppe hat insbesondere die Aufgaben: 

- zusammen mit den hauptamtlichen pädagogischen Fachkräften Lei-

tungsaufgaben wahrzunehmen. 

- für die Einhaltung der bestehenden Gesetze und der Hausordnung 

Sorge zu tragen 
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- Die Interessen der Besucher zu vertreten. 

- die Dauer von ausgesprochenen Hausverboten oder Alternativen fest-

zulegen 

- drei Vertreter in den Juz-Beirat zu entsenden 

- zu Vorschlägen der Vollversammlung Stellung zu nehmen 

- auf Verlangen der Vollversammlung und/oder dem Beirat Tätigkeitsbe-

richte vorzulegen 

- die Vollversammlung einzuberufen. 

6.3.2. Die Basisgruppe hat insbesondere Mitspracherecht: 

- in allen Angelegenheiten des Jugendzentrums 

- bei Programmplanung und Veranstaltungen 

- bei Verwendung der Haushaltsmittel 

6.3.3. Die Basisgruppensitzung 

Die Teilnahme der Mitglieder der Basisgruppe an den Sitzungen ist Pflicht. In 

begründeten Ausnahmefällen ist eine Entschuldigung möglich. Unentschul-

digtes Fehlbleiben kann zum Ausschluss aus der Basisgruppe führen. 

Die Basisgruppensitzung findet mindestens alle zwei Wochen statt. 

Die Basisgruppensitzungen sind öffentlich, außer wenn es um Personalfragen 

geht oder Mitglieder der Basisgruppe betroffen sind. 

An den Sitzungen nehmen alle Mitglieder der Basisgruppe, die hauptamtli-

chen pädagogischen Fachkräfte und je ein Vertreter der Arbeitskreise teil. 

Diese Delegierten können ausgeschlossen werden, wenn es um Belange ei-

nes Mitglieds der Basisgruppe geht. Ansonsten haben sie bei Abstimmungen 

über Hausverbote beratende Stimme, in allen anderen Angelegenheiten 

Stimmrecht. 

Die hauptamtlichen pädagogischen Fachkräfte haben bei der Basisgruppen-

sitzung vorläufiges Vetorecht. 2/3 der Teilnehmer der Basisgruppensitzung 

können eine endgültige Entscheidung vom Beirat verlangen. 

Die Basisgruppe ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Teil-

nehmer zu Beginn einer Sitzung anwesend ist. Entscheidungen werden mit 

absoluter Stimmenmehrheit gefällt. 
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Die Beschlüsse der Sitzungen sind schriftlich niederzulegen. 

6.3.4. Das Basisgruppenseminar 

Die Basisgruppe und die Mitglieder der Arbeitskreise gestalten zusammen 

mit den hauptamtlichen pädagogischen Fachkräften mindestens einmal jähr-

lich ein mehrtägiges Seminar. Das Seminar findet innerhalb von vier Wochen 

nach der Basisgruppenwahl statt. 

Das Seminar hat insbesondere die Aufgaben: 

- Die Basisgruppe mit dieser Konzeption vertraut zu machen 

- Das Gruppengefühl innerhalb der Basisgruppe und den Arbeitskreisen 

zu stärken 

- Die Zusammenarbeit und das gegenseitige Verständnis zwischen den 

hauptamtlichen pädagogischen Fachkräften, der Basisgruppe und den 

Arbeitskreisen zu fördern 

6.5. Der Beirat 

Der Beirat des Jugendzentrums hat insbesondere die Aufgaben, als Vermitt-

ler zwischen der Stadt, bzw. der Öffentlichkeit und dem Jugendzentrum auf-

zutreten und das Bewusstsein für die Notwendigkeit der Einrichtung „Städti-

sches Jugendzentrum“ in Traunreut zu fördern. 

6.5.1. Der Beirat besteht aus: 

- Dem Jugendreferenten des Stadtrates 

- je einem Vertreter der Fraktionen im Stadtrat 

- den hauptamtlichen pädagogischen Fachkräften im Jugendzentrum 

- drei Vertretern der Basisgruppe 

- vier Vertretern der Jugendleiterrunde 

Alle Mitglieder besitzen gleiches Stimmrecht. Der Beirat entscheidet mit ab-

soluter Stimmenmehrheit. Den Vorsitz führt der Jugendreferent des Stadtra-

tes oder ein von ihm bestimmter Vertreter. Zusätzlich können beratende 

Fachleute eingeladen werden. Die Sitzung wird am schwarzen Brett sowie in 

der Tageszeitung bekanntgegeben. Über weitere Aufnahmen bestimmt der 

Beirat. 
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6.5.2. Einberufung einer Beiratssitzung 

Beiratssitzungen werden durch den Jugendreferenten des Stadtrates oder in 

Ausnahmefällen durch mindestens 1/3 der Mitglieder des Beirats einberufen. 

Der Beirat tagt nach Bedarf, jedoch mindestens 4x im Jahr. 

6.5.3. Aufgaben des Beirats sind insbesondere: 

a. Abgaben von Stellungnahmen an die Organe der Stadt 

- zu Anträgen von Außenstehenden, die den Betrieb des Jugendzent-

rums betreffen (z.B. Beschwerden und Anregungen von Bürgern) 

- zu Streitfällen, die das Jugendzentrum betreffen und deren Entschei-

dung in die Zuständigkeit der Stadt fällt 

- zu Anträgen in allen wichtigen Angelegenheiten des Jugendzentrums 

- zu Planungen für Baumaßnahmen und zu Gestaltungsmaßnahmen der 

Außenanlagen des Jugendzentrums 

- zu Personalfragen in Bezug auf die hauptamtlichen pädagogischen 

Fachkräfte des Jugendzentrums 

- zu Vertragsentwürfen der Stadt und seiner Vertragspartner, die das 

Jugendzentrum betreffen. Stellungnahmen des Beirats sind auch dann 

einzuholen, wenn solche Anträge von der Stadt selbst gestellt werden. 

b. Antragsstellung an den Stadtrat 

- auf Änderung der Konzeption 

- auf Bereitstellung von städtischen Mitteln für das Jugendzentrum 

- für Baumaßnahmen 

- in allem wichtigen Angelegenheiten, die das Jugendzentrum betreffen 

Der Beirat trifft die Entscheidung bei Konfliktfällen innerhalb des Jugend-

zentrums, die nicht durch die anderen Organe des Jugendzentrums gelöst 

werden können, sowie über die endgültige Amtsenthebung eines Mitglieds 

der Basisgruppe. 

Der Beirat kann von den hauptamtlichen pädagogischen Fachkräften 

und/oder der Basisgruppe Tätigkeitsberichte anfordern. 

Der Beirat entscheidet in allem Fragen mit absoluter Stimmenmehrheit. 

Über die Sitzungen des Beirats muss Protokoll geführt werden. 
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7. Finanzwesen 

Im Rahmen der Haushaltsberatungen der Stadt stellen die hauptamtlichen 

pädagogischen Fachkräfte einen Etatentwurf für das Jugendzentrum auf. 

Dieser ist dem Beirat vorzulegen. 

Die Einnahmen aus dem laufenden Betrieb (Offener Betrieb, Disco) werden 

von den hauptamtlichen pädagogischen Fachkräften in Zusammenarbeit mit 

den Selbstverwaltungsorganen der Jugendlichen verwaltet. Einnahmen und 

Ausgaben sind ordentlich nachzuweisen. 

Die Kassenführung kann von den hauptamtlichen pädagogischen Fachkräften 

auf Jugendliche übertragen werden. 

8. Ausschank von Getränken 

Im Einklang mit den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen kann an Ju-

gendliche, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, Bier ausgeschenkt wer-

den. An Besucher unter 16 Jahren werden nur alkoholfreie Getränke ausge-

schenkt. Die Preisgestaltung bei Getränken muss so sein, dass alkoholfreie 

Getränke deutlich preiswerter als Bier sind. 

9. Bildungsarbeit 

Das Jugendzentrum bietet innerhalb und außerhalb des Jugendzentrums Bil-

dungsangebote für Jugendliche an. Diese Kurse und Seminare dienen dazu, 

sich mit verschiedensten Thematiken auseinanderzusetzen oder diverse 

Techniken zu erlernen. Falls diese Thematiken nicht von den hauptamtlichen 

Mitarbeitern im Jugendzentrum professionell angeboten werden können, wird 

auf Honorarkräfte zurückgegriffen. 

Die Schulen sind für die Bildungsangebote die ersten Kooperationspartner 

des Jugendzentrums. Das Jugendzentrum geht hier von sich auf die Schulen 

in der Stadt Traunreut zu, um gemeinsam mit ihnen Angebote zu erstellen 

und durchzuführen. Hierbei sollen alle Schulen der Stadt gleich berücksich-

tigt werden. Das Jugendzentrum bietet gerade solche Bildungsangebote an, 

die komplementär zum Angebot der Schulen sind. 

Neben der Arbeit mit Jugendlichen bietet das Jugendzentrum auch Multipli-

katoren Schulungen an, die sich sowohl an Übungsleiter der städtischen 

Vereine wendet als auch an andere Multiplikatoren. 

Gleichzeitig sollte das Jugendzentrum auch Lehrerfortbildungen zu aktuellen 

Themen, die Jugendlichen bewegen, anbieten. 
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9.1 Politische Bildung 

Der politischen Bildung kommt eine große Bedeutung zu. Die Jugendlichen 

sollen mit demokratischen Verhaltensweisen vertraut gemacht werden (Mit-

bestimmungsmodell). Soweit Veranstaltungen zu politischer Information ab-

gehalten werden, muss gewährleistet sein, dass alle politischen Richtungen, 

soweit sie auf dem Boden des Grundgesetzes und der Bayrischen Verfassung 

stehen, gleichermaßen zu Wort kommen. 

10. Öffnungszeiten 

Die Öffnungszeiten des Jugendzentrums werden vom Bürgermeister in Ab-

sprache mit den hauptamtlichen pädagogischen Fachkräften, der Basisgrup-

pe und dem Beirat festgelegt. 

Ausnahmeregelungen sind der Basisgruppe mit Zustimmung der hauptamtli-

chen pädagogischen Fachkräfte vorbehalten, wenn diese sich im Rahmen der 

gaststättenrechtlichen Regelungen bewegen. 

11. Zweifelsfälle 

Über Zweifelsfälle bei der Auslegung und Anwendung dieser Konzeption ent-

scheiden vorläufig die hauptamtlichen pädagogischen Fachkräfte und end-

gültig der Beirat. 

12. Inkrafttreten 

Diese Konzeption tritt am 01. Juni 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kon-

zeption vom 28. Mai 1993 außer Kraft 

Traunreut, 22. Mai 2015 

Stadt Traunreut 

Klaus Ritter 

Erster Bürgermeister 


